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Karte 1

I. Methodik der Klausurlösung

Prüfungsreihenfolge

Die klassische Fallfrage „Wer“ (Gläubiger) will „Was“ (Rechtsfolge) von „Wem“ (Schuldner) „Wor-
aus“ (Anspruchsgrundlage) bestimmt Ihre gesamte Klausurlösung. Bei der Frage der Anspruchs-
grundlage stellt sich oft das Problem der richtigen Prü-fungsreihenfolge. 

Welche Prüfungsreihenfolge der Anspruchsgrundlagen ist in der Klausur sinn-vollerweise 
einzuhalten? 

Begründen Sie diesen Aufbau!



ANTWORT KARTE 1

1. Vertragliche Ansprüche: Erfüllungs-/Primäransprüche, Schadensersatz-/Sekundäransprü-
che

2. Vertragsähnliche Ansprüche: c.i.c. / berechtigte Geschäftsführung ohne Auftrag (GoA)

3. Dingliche Ansprüche: z.B. § 985 BGB

4. Deliktische und kondiktionsrechtliche Ansprüche: §§ 812 ff. BGB; §§ 823 ff. BGB
Diese Reihenfolge ist zwar nicht zwingend, empfiehlt sich aber regelmäßig, um unnötig komplizierte 
Inzidentprüfungen zu vermeiden (BGB AT I, Rn. 7 ff.).
•	 Vertragliche Ansprüche können z.B. Ansprüche aus GoA verdrängen, da dann der Geschäfts-

führer nicht unbeauftragt oder ohne sonstige Berechtigung handelt. Ein Vertrag kann ferner 
einen Rechtsgrund i.S.d. § 812 BGB, einen Rechtfertigungsgrund i.R.d. §§ 823 ff. BGB oder ein 
Recht zum Besitz i.R.d. §§ 985 ff. BGB begründen. Außerdem könnten Verjährungsfristen und 
der Haftungsmaßstab des Vertragsrechts auf deliktische Ansprüche Einfluss haben.

•	 Deliktische und kondiktionsrechtliche Ansprüche sollten aus „Konkurrenzgründen“ nach den 
dinglichen Ansprüchen geprüft werden, da neben Ansprüchen aus dem EBV wegen § 993 I HS 
2 BGB grundsätzlich deliktische und bereicherungsrechtliche Ansprüche ausscheiden.

•	 Ob man zuerst deliktische und dann Ansprüche aus §§ 812 ff. BGB prüft oder umgekehrt, ist 
grundsätzlich Geschmacksfrage, da sich diese Ansprüche nicht gegenseitig ausschließen.

hemmer-Methode: Anspruchskonkurrenzen sind examenstypisch. Sie sollten deshalb bei jeder 
Anspruchs-grundlage die Vorüberlegung anstellen, ob der Anspruch nicht hinter einem anderen, 
ebenfalls bestehenden Anspruch zurücktritt. Etwaige vorrangige Ansprüche z.B. aus Vertrag sind 
aber dann nicht zu erörtern, wenn sie ersichtlich nicht in Betracht kommen. Vermeiden Sie außerdem 
unnötige Sätze wie: „Zuerst sind vertragliche Ansprüche zu prüfen!“ Ihren Aufbau müssen Sie nicht 
erklären.



Karte 2

I. Methodik der Klausurlösung

Anspruchsaufbau

Haben die Parteien eine rechtsgeschäftliche Vereinbarung geschlossen, so ist damit noch lange 
nicht gesagt, dass die daraus resultierenden Forderungsrechte auch tatsächlich entstanden sind 
oder erfolgreich durchgesetzt werden können. Das Rechtsgeschäft kann nämlich mit Mängeln von 
unterschiedlicher Art und Schwere behaftet sein. Diesen Mängeln trägt das Zivilrecht in Form von 
Einreden und Einwendungen Rechnung.

Erstellen Sie gedanklich ein grobes Schema für den rechtsgeschäftlichen Anspruchsaufbau!



ANTWORT KARTE 2

1. Ist der Anspruch wirksam entstanden?
a) Alle positiven Anspruchsvoraussetzungen müssen vorliegen, z.B. Willenserklärung(en) (= WE), 
Abgrenzung Stellvertretung - Bote, usw.
b) Es dürfen keine rechtshindernden Einwendungen vorliegen (negative Anspruchsvorausset-
zungen).
Beispiele: §§ 104 ff.; 116 f.; 125; 134; 138 BGB etc.

2. Ist der entstandene Anspruch eventuell wieder erloschen?
•	 Bestehen rechtsvernichtende Einwendungen?
Beispiele: Rücktritt (§ 346 I BGB), Anfechtung (§ 142 I BGB), Erfüllung (§ 362 I BGB), Aufrechnung 
(§ 389 BGB) etc.

3. Kann der Schuldner gegen die Durchsetzung des Anspruchs Gegenrechte geltend ma-
chen?
•	 Bestehen rechtshemmende Einreden?
Beispiele: §§ 214 I; 273, 274; 320, 322; 821; 853 BGB etc.

hemmer-Methode: An diesem Anspruchsaufbau orientieren sich die Skripten BGB AT I-III. 
Auch in unserem „Crash-Kurs“ zum BGB gehen wir mit Ihnen sämtliche rechtshindernden und 
rechtsvernichtenden Einwendungen sowie die rechtshemmenden Einreden durch. Der Aufbau 
entspricht damit dem „großen“ Examensfall.
Viel Spaß beim Lernen mit der hemmer-Methode!



Karte 3

II. Rechtssubjekte

Nasciturus

Das Gesetz versteht Rechtsfähigkeit als die Fähigkeit von Rechtssubjekten, Träger von Rechten 
und Pflichten zu sein. Die Rechtsfähigkeit natürlicher Personen beginnt gemäß § 1 BGB mit Voll-
endung der Geburt und endet mit dem Tod.
Die erzeugte, aber noch nicht geborene Leibesfrucht (nasciturus) ist somit grundsätzlich nicht 
rechtsfähig.

In welchem Umfang ist der nasciturus dennoch zivilrechtlich geschützt? 

Was versteht man unter „wrongful life“, und welche unterschiedlichen Positionen werden 
bzgl. der Schadensersatzansprüche des Kindes vertreten?



ANTWORT KARTE 3

Die erzeugte, aber noch nicht geborene Leibesfrucht (nasciturus) wird durch eine Reihe von Son-
dervorschriften geschützt. Der nasciturus ist bspw. - wenn er lebend zur Welt kommt - erbfähig (§ 
1923 II BGB) und kann durch einen Vertrag zugunsten Dritter (§ 331 II BGB) oder mit Schutz-
wirkung zugunsten Dritter begünstigt werden. Die Leibesfrucht wird - soweit sie zu einem spä-
teren Zeitpunkt Rechtsfähigkeit erlangt - als „anderer“ i.S.d. § 823 I BGB gegen vorgeburtliche 
Schädigungen geschützt und hat im Falle der Tötung des Unterhaltspflichtigen einen Ersatzan-
spruch (§ 844 II S. 2 BGB). Zur Geltendmachung dieser Rechte ist der nasciturus in Ausnahme zu 
§ 50 I ZPO im Prozess auch parteifähig.
Kein Schadensersatzanspruch steht hingegen einem behindert zur Welt gekommenen Kind zu, das 
aufgrund eines Fehlers des betreuenden Arztes nicht abgetrieben worden ist, denn es besteht kein 
Recht auf „Nichtleben“ (wrongful life - Problematik). In diesem Fall können nach der Rspr. des BGH 
allenfalls die Eltern die entstehenden Unterhaltsaufwendungen vom Arzt als Schaden ersetzt ver-
langen. Demgegenüber hat der 2. Senat des BVerfG in einem obiter dictum den Standpunkt vertre-
ten, dass das Kind wegen des Grds. der Menschenwürde (Art. 1 I GG) nicht als Schadensquelle be-
griffen werden dürfe. Dem ist nach Ansicht des 1. Senats des BVerfG nicht zu folgen. Der Schaden 
ist die Belastung mit dem Unterhalt für ein nicht gewolltes Kind, unabhängig davon, ob dieses kör-
perlich/geistig behindert ist oder nicht (dies gilt aber nur, wenn der Schutz vor solchen Belastungen 
Gegenstand des jeweiligen Behandlungsvertrages war, BGH, Life&LAW 05/2005, 273 ff.). Dieser 
Ansicht ist auch zu folgen, da die Betrachtungsweise allein auf die wirtschaftliche Seite beschränkt 
wird und damit kein Konflikt mit der Menschenwürde entsteht. Im Gegenteil wird die Rechtslage des 
Kindes sogar verbessert, wenn der Unterhaltsaufwand dem Arzt auferlegt und die Familie dadurch 
entlastet wird (vgl. dazu BGH, NJW 1994, 788 und BVerfG, NJW 1993, 1751). Neue Brisanz hat das 
Thema durch eine Entscheidung des BGH (NJW 2002, 2636) gewonnen, in der erstmals die Recht-
mäßigkeit eines Schwangerschaftsabbruchs nach der gesetzlichen Neufassung des § 218a II StGB 
zu beurteilen war. Vertiefend dazu Hemmer/Wüst, BGB AT I, Rn 17.

hemmer-Methode: Das Problem der Rechtsfähigkeit des nasciturus taucht in Klausuren häufig in 
Gestalt der Tötung eines Unterhaltsverpflichteten auf. Denken Sie in diesem Zusammenhang immer 
an die Vorschriften der §§ 844 II S. 2, 1923 II BGB, die den nasciturus in einem solchen Fall in Ausnahme 
zu § 1 BGB einem Rechtsfähigen gleichstellen.
Beachten Sie, dass auch dem noch nicht Erzeugten (nondum conceptus) durch VZD (§ 331 II BGB), 
durch Einsetzung als Nacherbe (§§ 2101, 2106 II BGB) oder durch Vermächtnis (§ 2162 II BGB) Rechte 
eingeräumt werden können (BGB AT I, Rn. 17).




